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Es ist kein Zufall, dass zwei Österreicher*innen, 

Bertha von Suttner und Alfred Hermann Fried (bei-

de spätere Friedensnobelpreisträger*innen) die 

Initiative zur Gründung der Deutschen Friedensge-

sellschaft (DFG) am 9. November 1892 ergriffen. Im 

Deutschen Kaiserreich unter Wilhelm II. dominier-

ten militärische Werte in Politik und Gesellschaft; 

die Herrschenden strebten nach der Weltmacht.

GUIDO GRÜNEWALD, BONN

Dem vorherrschenden Glaubenssatz – Krieg 
sei eine Naturnotwendigkeit im Kampf ums 

Jahrhundert unerhörte Einsichten entgegen: 

rechtlicher Grundlage ausgetragen und gelöst 

Sie streben vielmehr nach einer internationalen 

Mittel zur Herbeiführung einer derartigen 
-

ten Schiedsgerichte und ein internationaler 
Gerichtshof, Vermittlungsmissionen in aktuel-

seine Karriere wegen einer Satire auf Wilhelm 

vor allem auch eine ethische Bewegung: Friede 

-

Militarismus, Nationalismus und Kriegshetze an 
und verlangten gleichgewichtete Abrüstungs-

Patrioten, traten für Vaterlandsverteidigung im 
-

Die linksliberalen Parteien waren schwach und 

der kulturelle Hintergrund und die vorherr-
schende marxistische Überzeugung, Frieden 
sei erst nach Überwindung des Kapitalismus 

-

-

Pazifismus-Verbot

-

militaristischen »Alldeutschen Verbandes« und der 
-

Bestrebungen sowie gegen die Verhetzung und 

-
industrie an und forderte eine innenpolitische 
Demokratisierung als wichtige Voraussetzung für 

Nach dem Krieg kam es zu einer Annäherung 
an die SPD: circa 50 Prozent der Mitglieder der 

gab es Berührungen mit dem linksliberalen Flügel 

Frankreich und Polen ein, für allgemeine Abrüs-
tung (auch mental: »Abrüstung der Köpfe«) sowie 
für den Beitritt Deutschlands zum Völkerbund 

bekämpften sie die geheime Aufrüstung der 

-

NS-Verfolgung

Die herrschenden Eliten lehnten die Repu-

-

Landesverbandes der DFG riefen die Deutschen 
zur geistig-moralischen Erneuerung auf; Voraus-
setzung dafür war für sie die Anerkennung der 

-
tion entgegenzustellen, führte zur Abspaltung 

-
scher Isolierung; Aufrufe an die Linksparteien 
zur Bildung einer einheitlichen Abwehrfront 

-

sie erhielten Berufsverbot, wurden misshandelt, 

-

Kontra Wiederbewaffnung – für 

Verständigung

Wie die DDR war auch die Bundesrepublik 

wurde für lange Jahre Bestandteil westdeutscher 
-

-

machte in Gesprächen mit dem Friedensrat der 
DDR Vorschläge für eine friedliche Wiederver-

und West über ein gesamteuropäisches Sicher-

Interne Konflikte

-

-

-

-

Interessenverband der KDVer, beteiligte sich 

atmosphärische Atomtests und die atomare 
-

blockade einer Kaserne auf deutschem Boden 

Verfügung und protestieren frühzeitig gegen die 

antikommunistisch ausgerichtet, unter anderem, 

gab es dagegen unterschiedliche Haltungen zu 
-

1) strikte Ablehnung

Sie scheuten aus Angst vor Beifall der falschen 
Seite vor Kritik an realsozialistischer Rüstung 

-
-

nen Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) zu heftigen 

Recht auf Kriegsdienstverweigerung

-
verbotsverfahren, Hausdurchsuchungen, Verbot 
von Demos und Materialien) blieb Abrüstung 
eine Hauptforderung der DFG-VK: Teilnahme an 
bundesweiten Demos und Protest gegen Neut-

-

-
tenrüstung setzte die DFG-VK eigene Akzente: 

-

-

DDR-Demos erstmals die unabhängige Friedensbe-

-
ve zurückzuführen, dass in mehreren (Bundes)

GG) erst einmal bekannt gemacht werden; noch 

anstiegen, versuchten Militärs wie Regierung 
mit allen Mitteln, das Grundrecht einzuschrän-
ken: Verschärfung des Anerkennungsverfahren, 

waren bei der Bundeswehr arrestiert, weil sie 

-
-

Wenn heute eine Bevölkerungsmehrheit 
Auslandseinsätze der Bundeswehr ablehnt, ist 

-
zuführen, die nicht auf militärisches Denken 

auch heute: Frieden ist machbar, denn Krieg ist 

Den Frieden herbeizuführen bedarf es allerdings 

SCHWERPUNKT 125 JAHRE DFG-VK

ZUR GESCHICHTE DER DEUTSCHEN FRIEDENSGESELLSCHAFT 

Frieden ist machbar!

 Mit der Aktion für eine atomwaffenfreie Welt trugen Friedensaktivisten vor der US-Botschaft am Brandenburger Tor den Konflikt zwischen US-Präsident Donald Trump und dem nordkoreanischen Staatschef Kim Jong Un symbolisch aus und 

forderten »die Waffen nieder«                                        Foto: Michael Schulze von Glaßer
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